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Drucksache Nr. 3192 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Entwurf eines Gesetzes über die Ausübung der Zahnheilkunde 
- Nm. 2573, 3043, 3159 der Drucksachen - 


Berichterstatter: 

Innenminister Dr« Schühly (Baden) 

Antrag des Ausschusses; 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der vom Deutschen Bundestag in seiner 
193. Sitzung vom 14. Februar 1952 ange- 
nommene Entwurf eines Gesetzes über die 
Ausübung der Zahnheilkunde wird wie folgt 
geändert: 

1. a) In § 2 Absatz 3 und § 10 Absatz 2 

werden jeweils angefügt die Worte: 

„mit Zustimmung des Bundesrates.” 

b) In § 15 und § 17 werden jeweils hinter 
dem Wort „erläßt” eingefügt die Worte: 

„mit Zustimmung des Bundesrates.” 

2. § 6 erhält folgende ^Fassung: 

„§6 

Eine Bestallung kann wieder erteilt werden, 
wenn Umstände eingetreten sind, die eine 
Wiederaufnahme des zahnärztlichen Berufs 

Bonn, den 14. März 1952 


unbedenklich erscheinen lassendes sei denn, 
daß die Bundesregierung widerspricht.” 

3. § 13 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wurde die zahnärztliche Prüfung im 
Ausland abgelegt oder ist ein Bewerber, 
der die Prüfung im Inland abgelegt hat, 
nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes, so kann eine Erlaubnis 
zur Ausübung der Zahnheilkunde oder in 
besonderen Fällen eine Bestallung nur 
erteilt werden, wenn die Bundesregierung 
nicht widerspricht. Die Erlaubnis oder 
die Bestallung kann nur im Benehmen 
mit der Bundesregierung versagt werden.” 

Gemäß § 10 Absatz 3 Satz 1 seiner Geschäfts- 
ordnung hat der Vermittlungsausschuß be- 
schlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die vorstehenden Änderungen gemeinsam 
abzustimmen ist. 


Der Vermittlungsausschuß 
Kopf Dr. Schühly 

Vorsitzender Berichterstatter 
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